
Frage nach der Verantwortung des Redaktions­
kollegiums und der Redaktion für die politisch-fach­
liche Gestaltung der Zeitschrift auf.
Das Redaktionskollegium hat — so muß man es heute 
einschälzen — bisher seine eigentliche Aufgabe, nämlich 
die Ausarbeitung der Linie und der Grundprob'leme 
der Zeitschrift bei der Durchsetzung der Politik der 
Partei der Arbeiterklasse auf dem Gebiet der Rechts­
pflege, nicht genügend erfüllt. Es hat sich auf die Be­
gutachtung einzelner Beiträge und die Entscheidung 
von — z. T. sogar organisatorischen — jßinzelfragen be­
schränkt und ist damit seiner Anleitungsfunktion 
gegenüber der Redaktion nicht gerecht geworden. Diese 
Arbeitsweise des Redaktionskollegiums, die Ausdruck 
einer gewissen Unterschätzung der Rolle der „Neuen 
Justiz“ ist, muß jetzt endgültig überwunden werden. 
Das Redaktionskollegium ist das entscheidende 

-politische Leitungsorgan der Zeitschrift Es muß die 
Redaktion auf die politisch-fachlichen Hauptaufgaben 
orientieren und damit sowohl den Inhalt der Schwer­
punktthemenpläne als auch das Gesicht der einzelnen 
Hefte bestimmen. Die Redaktion ist ihrerseits dafür 
verantwortlich, daß diese Grundlinie in jedem Heft 
sowie konkret in jedem einzelnen Beitrag durchgesetzt 
wird.
Das Redaktionskollegium muß sich künftig auch regel­
mäßig und prinzipiell darüber auseinandersetzen, ob 
die Zeitschrift mit jedem einzelnen Heft ihren politi­
schen Auftrag erfüllt hat. Eine solche grundlegende 
Einschätzung und Anleitung, für deren Vorbereitung 
jedes einzelne Mitglied des Redaktionskollegiums per­
sönlich verantwortlich ist und die nach einem Arbeits­
plan erfolgen muß, würde zugleich zu einer Qualifi­
zierung der Arbeit der Redaktion und damit zu einem 
höheren Niveau der .Zeitschrift führen.

*

Die Kritik des Staatsrates an den dogmatischen Auf­
fassungen der Strafrechtswissenschaft war für die 
Redaktion auch Veranlassung zu prüfen, welche schäd­
lichen Auswirkungen die falsche Grundkonzeption auf 
praktische Einzelfragen hatte.
Die von Lekschas und Renneberg konstruierte „politi­
sche Spitze“ und „konterrevolutionäre Tendenz“ der 
gesamten Kriminalität birgt die ernste Gefahr einer 
völligen Fehleinschätzung vor allem der leichteren 
allgemeinen Kriminalität, der einmaligen, auf ideologi­
scher Zurückgebliebenheit, Disziplinlosigkeit usw. be­
ruhenden Entgleisungen in sich, die die häufigste Art 
der in der DDR noch auftretenden Strafrechtsver­
letzungen darstellen. Diese falsche These trug zu einer 
Überbetonung des Strafzwangs und damit zu einer Ent­
stellung der von der Partei gewiesenen L i n i e  bei, näm­
lich die Bekämpfung der Kriminalität nicht lediglich 
als ein Problem staatlicher Zwangsmaßnahmen, sondern 
immer mehr als eine Angelegenheit der ganzen Gesell­
schaft anzusehen.14 Der Staatsrat mußte deshalb in 
seinem Beschluß vom 24. Mai 1952 feststellen, daß „die 
gesellschaftlichen Möglichkeiten noch nicht genügend 
zur Grundlage der gesamten Tätigkeit der Organe der 
Rechtspflege wurden“, daß „die gewachsene Kraft der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung von den Justiz­
organen nicht voll erkannt und zur Bekämpfung der 
Kriminalität und Erziehung der Gesetzesverletzer ge­
nutzt“ wurde.
Audi in der „Neuen Justiz“ ist dies verschiedentlich 
sichtbar geworden. So ist beispielsweise in einer Reihe 
von Diskussionsbeiträgen von Justizpraktikern die 
Meinung geäußert worden, das Führen eines Fahrzeugs 
bei erheblicher Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit 
(§ 49 StVO) sei grundsätzlich nicht gering gesellsdiafts-

* Vgl. den Bericht des Politbüros auf dem 1«. Plenum des 
Zentralkomitees, NU vom 29. Juni 1963, S. J.

gefährlich und müsse deshalb gerichtlich geahndet wer­
den1'1. Die Redaktion hatte diese Diskussion mit einer 
die Ansicht der Obersten Staatsanwaltschaft und des 
Ministeriums der Justiz zum Ausdruck bringenden 
Stellungnahme von O s m e n d a  abschließen wollen, in 
der darauf orientiert wurde, daß eine Übergabe der 
Vergehen nach § 49 StVO an die Konfliktkommissionen 
grundsätzlich nicht möglich sei18 19.

Kritische Zuschriften von Praktikern17 veranlaßlen uns, 
das Problem noch einmal zu durchdenken. Dabei kamen 
wir zu dem Ergebnis, daß sich in dem Beitrag 
Osmendas eine Unterschätzung der Kraft der Konflikt­
kommissionen, eine Überbewertung des gerichtlichen 
Strafzwangs und eine undifferenzierte, allgemeine Ein­
schätzung der Gesellschaftsgefährlichkeit von Verstößen 
gegen 8 49 StVO zeigt. Durch weitere Beiträge1* * 161 dürfte 
diese''schematische Auffassung, die gewissermaßen eine 
ganze Gruppe strafbarer Handlungen vom Differenzie­
rungsprinzip des Staatsratsbeschlusses ausnehmen 
wollte, nunmehr überwunden sein.

Redaktion und Redaktionskollegium waien nach dem 
Abdruck des Beitrags von Lekschas/Renneberg bemüht, 
die dogmatischen Auffassungen durch andere Artikel 
zu korrigieren. Man kann sagen, daß die bisher in der 
„Neuen Justiz“ geführte Auseinandersetzung die 
Klärung wichtiger Grundfragen der Strafrechtswissen­
schaft und -praxis ein beachtliches Stück vorangebracht 
hat. Insbesondere der zuerst veröffentlichte Beitrag 
von M e 1 z e r und K l o t s c h  '* hat durch seine kon­
struktive Kritik an den Hauptschwächen der Straf­
rechtswissenschaft der DDR wesentlich dazu beige­
tragen, daß in der Sektion Strafrecht und an den 
Strafrechtsinstituten der Universitäten inzwischen be­
gonnen worden ist, mit allen dogmatischen Auffassun­
gen in Lehre und Forschung zu brechen. Die Tatsache, 
daß die erste Kritik an dogmatischen Positionen nicht 
aus der Strafrechtswissenschaft selbst kam, macht 
einerseits den Rückstand dieses rechtswissensehaftlichcn 
Zweiges deutlich und beweist andererseits anschaulich 
den Nutzen einer sozialistischen Gemeinschaftsarbeit 
zwischen Juristen, Philosophen, Historikern und 
Ökonomen.
Auch die Beiträge von L u t z k e 20 und W e b e r 2 1  
haben nach unserer Meinung geholfen, einige Unklar­
heiten auszuräumen und Wege für die künftige Arbeit 
der Strafrechtswissenschaft zu weisen. Nicht unwider­
sprochen können dagegen die von O r s c h e k o w s k i  
zu diesen Problemen entwickelten Gedanken bleiben. 
Hier werden u. a. die nichtantagonistischen Wider­
sprüche, die der Mehrzahl der Strafrecht sverletzungen 
in der DDR zugrunde liegen, als Widersprüche 
„zwischen den Klassen und Schichten der Bevölkerung“ 
aufgefaßt22. Eine solche Darlegung orientiert u. E. im 
Ergebnis wieder auf eine Identifizierung von Klassen­
kampf und Verbrechen und verkennt die Existenz 
typischer Entwicklungswidersprüche, die in der Über­
gangsperiode auftreten und für die Kriminalität noch 
gewisse objektive Grundlagen bieten23.

>5 Vgl. NJ 19«! S. 636 und 836.
16 Osmenda, „Zur Behandlung von Vergehen gegen § 4« StVO 
vor der Konfliktkommission“, NJ 1962 S. 119.
17 Vgl. NJ 1962 S. 348.
16 Grevenrath, „Die Kraft der sozialistischen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Kriminalität nutzen“, NJ 1962 S. 368 ff.; 
Dähn/Prestel, „Gedanken zur Rechtsprechung in Verkehrs­
sachen“, NJ 1962 S. 398 ff.
19 Melzer/Klotsch, „Zu einigen Grundfragen des sozialistischen 
Strafrechts und der Strafrechtswissenschaft“, NJ 1962 S. 20« ff.
20 Lutzke, „Widersprüche und Kriminalität in der sozialisti­
schen Gesellschaft“, NJ 1962 S. 339 ff.
2t Weber, „Für die Überwindung des Dogmatismus in der 
Strafrechtswissenschaft“, NJ 1962 S. 376 ff.
22 Orschekowski, „Verbrechten und Klassenkampf“, NJ 1962 
S. 342 ff. (hier insb. S. 343, linke Sp.).
28 vgl. dazu auch Weber, a. a. O., S. 377 ff.
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